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Artikel 1
Versicherte Gefahren und Schäden

1. Versicherte Gefahren

1.1. Brand; Brand ist ein Feuer, das sich mit schädigender Wirkung und aus eigener Kraft
ausbreitet (Schadenfeuer).

1.2. Blitzschlag; Blitzschlag ist die unmittelbare Kraft- oder Wärmeeinwirkung eines Blitzes
auf Sachen.

1.3. Explosion; Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die auf dem Aus-
dehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruht. 

1.4. Flugzeugabsturz; Flugzeugabsturz ist der Absturz oder Anprall von Luft- oder Raum-
fahrzeugen, deren Teile oder Ladung.

2. Versicherte Schäden

Versichert sind Schäden, die

2.1. durch die unmittelbare Einwirkung einer versicherten Gefahr (Schadenereignis)
eintreten;

2.2. als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses eintreten;

2.3. bei einem Schadenereignis durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen verursacht
werden;

2.4. durch Abhandenkommen bei einem Schadenereignis eintreten.

Artikel 2
Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind:

1. Schäden an Sachen, die bestimmungsgemäß einem Nutzfeuer, der Wärme oder dem
Rauch ausgesetzt werden;

2. Schäden an Sachen, die in ein Nutzfeuer fallen oder geworfen werden;

3. Sengschäden;

4. Schäden an elektrischen Einrichtungen durch die Energie des elektrischen Stromes
(z.B. Steigerung der Stromstärke, Überspannung, Isolationsfehler, Kurzschluß, Erd-
schluß, Kontaktfehler, Versagen von Meß-, Regel- und Sicherheitseinrichtungen, Über-
schlag, Überlastung). 

Solche Schäden sind auch dann nicht versichert, wenn dabei Licht-, Wärme- oder
explosionsartige Erscheinungen auftreten;

5. Schäden an elektrischen Einrichtungen durch Überspannung oder durch Induktion
infolge Blitzschlages oder atmosphärischer Entladungen;

6. Schäden durch mechanische Betriebsauswirkungen und Schäden an Verbrennungs-
kraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen;

7. Schäden durch Projektile aus Schußwaffen;

8. Schäden durch Unterdruck (Implosion);

9. Schäden durch die unmittelbare oder mittelbare Wirkung von

9.1. Kriegsereignissen jeder Art, mit oder ohne Kriegserklärung, einschließlich aller Gewalt-
handlungen von Staaten und aller Gewalthandlungen politischer oder terroristischer
Organisationen;

9.2. inneren Unruhen, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufruhr, Aufstand;

9.3. allen mit den genannten Ereignissen (Punkte 9.1. und 9.2.) verbundenen militärischen
oder behördlichen Maßnahmen;

9.4. Erdbeben oder anderen außergewöhnlichen Naturereignissen;

9.5. Kernenergie, radioaktiven Isotopen oder ionisierender Strahlung.

Zu den Punkten 1. bis 8. gilt: Wenn solche Schäden zu einem Brand oder zu einer
Explosion führen, ist der dadurch entstehende Schaden versichert.

Zu den Punkten 2., 3., 4., 6., 7. und 8. gilt: Solche Schäden sind versichert, wenn sie
als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses eintreten.

Zu Punkt 9. gilt: Ist der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des Konsumen-
tenschutzgesetzes, so hat er nachzuweisen, daß der Schaden mit den in den Punkten
9.1. bis 9.5. genannten Ereignissen oder deren Folgezuständen weder unmittelbar
noch mittelbar im Zusammenhang steht.

Artikel 3
Versicherte Sachen und Kosten

1. Versicherte Sachen

1.1. Versichert sind die in der Polizze bezeichneten Sachen, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, ihm unter Eigentumsvorbehalt verkauft und übergeben oder ihm
verpfändet wurden.

1.2. Fremde Sachen sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung, und nur soweit nicht aus
einem anderen Versicherungsvertrag Entschädigung erlangt werden kann, versichert.

Bei der Versicherung fremder Sachen ist für den Versicherungswert das Interesse des
Eigentümers maßgebend, soweit nichts anderes vereinbart ist.

2. Versicherte Kosten

2.1. Kosten für Maßnahmen, auch für erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei einem
Schadenereignis zur Abwendung oder Minderung des Schadens für notwendig halten
durfte.

Der Ersatz dieser Kosten und die Entschädigung für die versicherten Sachen betragen
zusammen höchstens die Versicherungssumme; dies gilt jedoch nicht, soweit Maßnah -
men auf Weisung des Versicherers erfolgt sind.

2.2. Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind versichert:

2.2.1. Feuerlöschkosten, das sind die durch Brandbekämpfung entstehenden Kosten, aus-
genommen Kosten gemäß Punkt 2.3.

2.2.2. Bewegungs- und Schutzkosten, das sind Kosten, die dadurch entstehen, daß zum
Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen andere
Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen; insbesondere sind das
Kosten für De- und Remontage von Maschinen oder Einrichtungen sowie für Durch-
bruch, Abriß oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen.

2.2.3. Abbruch- und Aufräumkosten, das sind Kosten für Tätigkeiten am Versicherungsort
und soweit sie versicherte Sachen betreffen, und zwar für den nötigen Abbruch ste-
hengebliebener, vom Schaden betroffener Teile sowie für das Aufräumen einschließlich
Sortieren der Reste und Abfälle.
Darunter fallen nicht Entsorgungskosten nach Punkt 2.2.4.

2.2.4. Entsorgungskosten, das sind Kosten für Untersuchung, Abfuhr, Behandlung und
Deponierung vom Schaden betroffener versicherter Sachen.

2.3. Nicht versichert sind:

2.3.1. Kosten, die durch Gesundheitsschäden bei Erfüllung der Rettungspflicht verursacht
werden;

2.3.2. Kosten für Leistungen der im öffentlichen Interesse oder auf behördliche Anordnung
tätig gewordenen Feuerwehren und anderen Verpflichteten.

Artikel 4
Örtliche Geltung der Versicherung

Bewegliche Sachen sind nur an dem in der Polizze bezeichneten Versicherungsort ver-
sichert. Werden sie von dort entfernt, ruht der Versicherungsschutz. Erfolgt die Entfer-
nung auf Dauer, erlischt insoweit der Versicherungsvertrag.

Artikel 5
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

1. Schadenminderungspflicht

1.1. Nach Möglichkeit ist bei einem unmittelbar drohenden oder eingetretenen Schaden

- für die Erhaltung, Rettung und Wiedererlangung der versicherten Sachen zu sorgen;

- dazu Weisung des Versicherers einzuholen und einzuhalten.

1.2. Bei Verlust von Sparbüchern und Wertpapieren muß die Sperre von Auszahlungen
unverzüglich beantragt und, soweit möglich, das gerichtliche Kraftloserklärungsverfah-
ren eingeleitet werden.

2. Schadenmeldungspflicht

Jeder Schaden ist dem Versicherer und der Sicherheitsbehörde unverzüglich anzuzei-
gen. In der Anzeige bei der Sicherheitsbehörde sind insbesondere alle abhandenge-
kommenen Sachen anzugeben.

3. Schadenaufklärungspflicht

3.1. Dem Versicherer ist nach Möglichkeit jede Untersuchung über die Ursache und Höhe
des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungsleistung zu gestatten.

3.2. Bei der Schadenermittlung ist unterstützend mitzuwirken und auf Verlangen sind dem
Versicherer entsprechende Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Kosten dafür trägt
der Versicherungsnehmer.

3.3. Bei Gebäudeschäden ist dem Versicherer auf Verlangen ein beglaubigter Grundbuch-
auszug nach dem Stand vom Tag des Schadenereignisses vorzulegen. Die Kosten
dafür trägt der Versicherungsnehmer.

3.4. Der durch den Schaden herbeigeführte Zustand darf, solange der Schaden nicht
ermittelt ist, ohne Zustimmung des Versicherers nicht verändert werden, es sei denn,
daß eine solche Veränderung zum Zwecke der Schadenminderung oder im öffentli-
chen Interesse notwendig ist.

4. Leistungsfreiheit

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der Versi-
cherer nach Maßgabe des § 6 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) - im Fall einer
Verletzung der Schadenminderungspflicht nach Maßgabe des § 62 VersVG - von der
Verpflichtung zur Leistung frei.

Artikel 6
Versicherungswert

1. Spezielle Bestimmungen zum Versicherungswert

1.1. Als Versicherungswert von Gebäuden kann vereinbart werden:

1.1.1. der Neuwert. 

Als Neuwert eines Gebäudes gelten die ortsüblichen Kosten seiner Neuherstellung
einschließlich der Konstruktions- und Planungskosten;

1.1.2. der Zeitwert.

Der Zeitwert eines Gebäudes wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem Zustand
des Gebäudes, insbesondere seines Alters und seiner Abnützung entsprechenden
Betrages ermittelt;

1.2. Als Versicherungswert von Gebrauchsgegenständen und Betriebseinrichtungen
kann vereinbart werden:

1.2.1. der Neuwert. 

Als Neuwert gelten die Kosten für die Wiederbeschaffung von neuen Sachen gleicher
Art und Güte;

1.2.2. der Zeitwert.

Der Zeitwert wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem Zustand der Sache, ins-
besondere ihres Alters und ihrer Abnützung entsprechenden Betrages ermittelt;

1.3. Als Versicherungswert von Waren und Vorräten gelten die Kosten für die Wiederher-
stellungoder Wiederbeschaffung von Sachen gleicher Art und Güte.

Ist bei Waren und Vorräten der erzielbare Verkaufspreis niedriger als die Kosten für die
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung, so gilt dieser als Versicherungswert.

1.4. Als Versicherungswert gelten bei

- Geld und Geldeswerten der Nennwert,

- Sparbüchern ohne Klausel der Betrag des Guthabens,

- Sparbüchern mit Klausel die Kosten des Kraftloserklärungsverfahrens, 

- Wertpapieren mit amtlichem Kurs die jeweils letzte amtliche Notierung,

- sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

1.5. Als Versicherungswert von Datenträgern mit den darauf befindlichen Programmen und
Daten, Reproduktionshilfsmitteln, Urkunden, Mustern, Prototypen u. dgl. gelten
die Kosten für die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung.

1.6. Als Versicherungswert behördlich zugelassener Straßen-, Wasser- und Luftfahr-
zeuge sowie sonstiger, in den Punkten 1.2. bis 1.5. nicht genannter beweglicher
Sachen gilt der Verkehrswert.

2. Allgemeine Bestimmungen zum Versicherungswert

2.1. Unabhängig von den Bestimmungen der Punkte 1.1. bis 1.6. gilt als Versicherungswer t
jedenfalls der Verkehrswert:

2.1.1. bei Sachen von historischem oder künstlerischem Wert, bei denen die Alterung im
allgemeinen zu keiner Entwertung führt;

2.1.2. bei beweglichen Sachen, die gewerbsmäßig verliehen werden, z.B. Leihbücher,
Leihvideobänder, Leihmaschinen und Leihgeräte.

2.2. Bei der Ermittlung des Versicherungswertes wird ein persönlicher Liebhaberwert nicht
berücksichtigt.

Allgemeine Bedingungen für die Feuerversicherung (AFB)
Besonderer Teil



Artikel 7
Entschädigung

1. Für Gebäude, Gebrauchsgegenstände und Betriebseinrichtungen (Artikel 6, Punkte
1.1. und 1.2.):

1.1. Ist die Versicherung zum Neuwert gemäß Artikel 6 vereinbart, 

1.1.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar vor
Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

1.1.2. werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintrittes
des Schadenereignisses (Neuwertschaden), höchstens jedoch der Versicherungswert
unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt.

1.1.3. War der Zeitwert der vom Schaden betroffenen Sache unmittelbar vor Eintritt des Scha-
denereignisses kleiner als 40% des Neuwertes, wird höchstens der Zeitwert ersetzt.

1.1.4. War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignis-
ses dauernd entwertet, wird höchstens der Verkehrswert ersetzt.

Ein Gebäude ist insbesondere dann dauernd entwertet, wenn es zum Abbruch
bestimmt oder allgemein oder für seinen Betriebszweck nicht mehr verwendbar ist. 

Gebrauchsgegenstände und Betriebseinrichtungen sind insbesondere dann dauernd
entwertet, wenn sie dauernd aus dem Betrieb ausgeschieden oder allgemein oder für
ihren Betriebszweck nicht mehr verwendbar sind.

1.2. Ist die Versicherung zum Zeitwert gemäß Artikel 6 vereinbart, 

1.2.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar vor
Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

1.2.2. werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintrittes
des Schadenereignisses, gekürzt im Verhältnis Zeitwert zu Neuwert, höchstens jedoch
der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt.

1.2.3. War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignis-
ses dauernd entwertet (Punkt 1.1.4.), wird höchstens der Verkehrswert ersetzt.

2. Für Waren und Vorräte (Artikel 6, Punkt 1.3.)

2.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar vor
Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

2.2. werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintrittes
des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor Ein-
tritt des Schadenereignisses, ersetzt.

2.3. War der erzielbare Verkaufspreis abzüglich der ersparten Kosten unmittelbar vor Eintritt
des Schadenereignisses niedriger als die Kosten der Wiederherstellung oder Wieder-
beschaffung, wird höchstens dieser niedrigere Wert ersetzt.

3. Für Geld und Geldeswerte etc. (Artikel 6, Punkt 1.4.) werden die Kosten der Wieder-
beschaffung, höchstens der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadener-
eignisses, ersetzt.

4. Für Datenträger etc. (Artikel 6, Punkt 1.5.) werden die Kosten der Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung ersetzt, soweit die Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung notwendig ist und binnen 2 Jahren ab dem Eintritt des Schadenereignisses
tatsächlich erfolgt; andernfalls wird nur der Materialwert ersetzt.

5. Für Fahrzeuge und sonstige bewegliche Sachen (Artikel 6, Punkte 1.6. und 2.1.)

5.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar vor
Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

5.2. werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintrittes
des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor Ein-
tritt des Schadenereignisses, ersetzt.

6. Für versicherte Kosten (Artikel 3, Punkt 2.) werden die tatsächlich anfallenden Kosten
ersetzt.

7. Allgemeine Bestimmungen zur Entschädigung

7.1. Wird durch die Reparatur einer Sache ihr Versicherungswert gegenüber ihrem Versi-
cherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses erhöht, werden die
Reparaturkosten um den Betrag der Werterhöhung gekürzt. 

7.2. Der Wert verbliebener Reste wird jedenfalls angerechnet; behördliche Beschränkun-
gen der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung werden bei der Bewertung der
Reste nicht berücksichtigt.

7.3. Für abhandengekommene und später wiederherbeigeschaffte Sachen gilt verein -
bart:

7.3.1. Der Versicherungsnehmer ist zur Zurücknahme dieser Sachen verpflichtet, soweit dies
zumutbar ist.

7.3.2. Werden Sachen nach Zahlung der Entschädigung wiederherbeigeschafft, hat der Ver-
sicherungsnehmer die erhaltene Entschädigung, abzüglich der Vergütung für einen all-
fälligen Minderwert, zurückzugeben. Sachen, deren Zurücknahme nicht zumutbar ist,
sind dem Versicherer zu übereignen.

7.4. Bei zusammengehörigen Einzelsachen wird die allfällige Entwertung, welche die
unbeschädigt gebliebenen Einzelsachen durch die Beschädigung, Zerstörung oder
das Abhandenkommen der anderen erleiden, nicht berücksichtigt.

Artikel 8
Unterversicherung

Gemäß Artikel 7 ermittelte Entschädigungen werden bei Vorliegen einer Unterversiche-
rung nach den Bestimmungen der ABS gekürzt; dies gilt nicht, wenn Versicherung auf
Erstes Risiko vereinbart ist.

Artikel 9
Zahlung der Entschädigung;

Wiederherstellung, Wiederbeschaffung; Realgläubiger

1. Der Versicherungsnehmer hat vorerst nur Anspruch:

1.1. Bei Gebäuden

1.1.1. bei Zerstörung auf Ersatz des Zeitwertes, höchstens jedoch des Verkehrswertes;

1.1.2. bei Beschädigung auf Ersatz des Zeitwertschadens, höchstens jedoch des Verkehrs-
wertschadens.

1.2. Bei Gebrauchsgegenständen und Betriebseinrichtungen

1.2.1. bei Zerstörung oder Abhandenkommen auf Ersatz des Zeitwertes;

1.2.2. bei Beschädigung auf Ersatz des Zeitwertschadens.

1.3. Der Zeitwertschaden verhält sich zum Neuwertschaden wie der Zeitwert zum Neuwert.

Der Verkehrswertschaden verhält sich zum Neuwertschaden wie der Verkehrswert zum
Neuwert.

2. Den Anspruch auf den übersteigenden Teil der Entschädigung erwirbt der Versiche-
rungsnehmer erst dann und nur insoweit, als folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

2.1. wenn die zerstörten oder beschädigten Sachen wiederhergestellt bzw. wiederbeschafft
wurden, 

Sachen, die vor dem Eintritt des Schadenereignisses bereits hergestellt, angeschafft
oder bestellt waren, oder sich in Herstellung befanden, gelten nicht als wiederherge-
stellt bzw. wiederbeschafft;

2.2. die Wiederherstellung eines Gebäudes erfolgt an der bisherigen Stelle. Ist die Wieder-
herstellung an dieser Stelle behördlich verboten, so genügt die Wiederherstellung an
anderer Stelle innerhalb Österreichs;

2.3. die wiederhergestellten bzw. wiederbeschafften Sachen dienen dem gleichen
Betriebs- bzw. Verwendungszweck;

2.4. die Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung erfolgt binnen drei Jahren ab dem Ein-
tritt des Schadenereignisses.

3. Für Gebäude, die zur Zeit des Eintrittes des Schadenereignisses mit Hypotheken, nach
den Vorschriften der Exekutionsordnung erworbenen Befriedigungsrechten, Reallasten
oder Fruchtnießungsrechten belastet sind, wird die Entschädigung nur gezahlt, soweit
ihre Verwendung zur Wiederherstellung gesichert ist.

Die Zahlung wird vorbehaltlos geleistet, wenn die zur Zeit des Eintrittes des Schaden-
ereignisses eingetragenen Realgläubiger innerhalb eines Monats, nachdem sie von
der Absicht, ohne Sicherung der bestimmungsmäßigen Verwendung des Geldes aus-
zuzahlen, verständigt wurden, nicht widersprochen haben.

Seitens der Realgläubiger, die ihr Pfandrecht beim Versicherer angemeldet haben,
bedarf es zur vorbehaltlosen Auszahlung der schriftlichen Zustimmung.

Artikel 10
Sachverständigenverfahren

Für das Sachverständigenverfahren wird ergänzend zu den Bestimmungen der ABS
vereinbart:

1. Die Feststellung der beiden Sachverständigen muß auch den Versicherungswert der
vom Schaden betroffenen Sachen unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses
sowie den Wert der Reste enthalten.

2. Auf Verlangen eines Vertragspartners muß auch eine Feststellung des Versicherungs-
wertes der versicherten, vom Schaden nicht betroffenen Sachen, erfolgen.

Artikel 11
Regreß; Versicherungssumme nach dem Schadenfall

1. Soweit der Versicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
ersetzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherten gegen Dritte auf den Versicherer über.

2. Die Versicherungssumme wird nicht dadurch vermindert, daß eine Entschädigung
gezahlt wurde.

Zusatzbedingungen für die Feuerversicherung
(ZFB)

Abschnitt A:
Zusatzbedingungen für Wohngebäude

Artikel 1
Versicherte Sachen

1. Wohngebäude sind mit allen Baubestandteilen über und unter Erdniveau versichert;
dabei zählen zu den Baubestandteilen auch:

- Blitzschutzanlagen

- Elektro-, Gas- und Wasserinstallationen samt Zubehör, jedoch ohne angeschlos-
sene Einrichtungen und Verbrauchsgeräte

- Sanitäranlagen, das sind Klosetts, Bade- und Wascheinrichtungen

- Heizungs-, Warmwasserbereitungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen

- Aufzüge.

1.1. Soweit im Eigentum des Gebäudeeigentümers befindlich, ist auch folgendes Gebäude-
zubehör mitversichert:

- fest eingebaute Trennungswände, Zwischendecken, Wand- und Deckenverkleidun-
gen, nicht jedoch Einbaumöbel

- gemauerte Öfen

- Markisen, Jalousien und Rolläden samt Betätigungselementen

- Balkonverkleidungen

- Außenantennen

- Torsprech- und Gegensprechanlagen, Torbetätigungsanlagen

- Brandmeldeanlagen, Alarmanlagen

- bei Miet-, Wohnungseigentums- und Genossenschaftswohnhäusern die Ein-
richtung von allgemein genutzten Räumen, Reinigungs- und Gartengeräte, Außen-
beleuchtungskörper.

- Geschäftsportale, sofern sie sich im Eigentum des Gebäudeeigentümers befin-
den, oder soweit der Gebäudeeigentümer für die Wiederherstellung aufzukommen
hat.

Artikel 2
Regreß

Soweit der Versicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
ersetzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder Ver-
sicherten gegen Dritte auf den Versicherer über (Artikel 11 AFB).

Der Versicherer verzichtet jedoch auf diesen Regreßanspruch, wenn sich der Ersatzan-
spruch gegen einen Wohnungsinhaber, dessen Hausangestellten oder gegen einen im
gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen (auch Lebensgefährten) richtet.

Dieser Regreßverzicht gilt nur dann, wenn der Ersatzpflichtige den Schaden weder
grobfahrlässig noch vorsätzlich herbeigeführt hat.

Abschnitt B:
Zusatzbedingungen für landwirtschaftlichen Betriebe

Artikel 3
Versicherte Sachen

1. In der landwirtschaftlichen Feuerversicherung sind, soweit vertraglich nichts anderes
vereinbart ist, Gebäude, Betriebseinrichtungen, Kraftfahrzeuge, Zugmaschinen, Mäh-
drescher und Erntemaschinen, Viehbestände, Erntefrüchte und sonstige dem landwirt-
schaftlichen Betrieb dienende Waren und Vorräte versichert.



1.1. Gebäude sind  mit allen Baubestandteilen über und unter Erdniveau versichert; dabei
zählen zu den Baubestandteilen auch:

- Blitzschutzanlagen

- Elektro-, Gas- und Wasserinstallationen samt Zubehör, jedoch ohne angeschlos-
sene Einrichtungen und Verbrauchsgeräte

- Sanitäranlagen, das sind Klosetts, Bade- und Wascheinrichtungen

- bei Wohngebäuden Heizungs- und Warmwasserbereitungs-, Lüftungs- und
Klimaanlagen.

Bei Wohngebäuden ist auch folgendes Gebäudezubehör versichert, wenn es sich im
Eigentum des Gebäudeeigentümers befindet: 

- fest eingebaute Trennungswände, Zwischendecken, Wand- und Deckenverklei-
dungen, nicht jedoch Einbaumöbel

- gemauerte Öfen

- Markisen, Jalousien und Rolläden samt Betätigungselementen

- Balkonverkleidungen

- Außenantennen

- Torsprech- und Gegensprechanlagen, Torbetätigungsanlagen

- Brandmeldeanlagen, Alarmanlagen.

1.2. Die Versicherung der Viehbestände umfaßt  den gesamten jeweils vorhandenen land-
wirtschaftlichen Viehbestand, ausgenommen bleiben Pelztiere.

1.3. Die Versicherung der Erntefrüchte umfaßt alle Erntefrüchte aller zum Betrieb des Versi-
cherungsnehmers gehörenden Grundstücke sowie seiner Pachtgründe, und zwar im
ungeernteten und geernteten Zustand, sowie die Restbestände früherer Jahre und den
Zukauf.

Nicht versichert sind Gras, Klee, Heu- und Futterkräuter, die nicht zum Schnitt bestimmt
sind (Weide) sowie Gründüngungspflanzen.

Artikel 4
Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden

1. Der Viehbestand ist auch gegen Schäden, die durch elektrischen Strom verursacht wer-
den, versichert.

2. Schäden durch Fermentation (Gärung, Verkohlung) sind  nicht versichert.

Artikel 5
Örtliche Geltung der Versicherung

Für bewegliche Sachen gilt die Versicherung in ganz Österreich, soweit die versicher-
ten Sachen nicht gewerbsmäßig verliehen oder vermietet werden.

Artikel 6
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall

1. Als Sicherheitsvorschriften gemäß Artikel 3 der Allgemeinen Bedingungen für die Sach-
versicherung (ABS), deren Verletzung nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen
zur Leistungsfreiheit des Versicherers führt, werden vereinbart:

1.1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, in seinem Betrieb, besonders auch beim Aus-
drusch von Erntefrüchten, die gesetzlichen, behördlichen und sonstigen Vorschriften
über Aufstellung, Beschaffenheit und Betrieb von Mähdreschern, Traktoren sowie von
beweglichen und unbeweglichen Kraftmaschinen aller Art genau einzuhalten. Dies gilt
auch für die Lagerung des Kraftstoffs für Verbrennungsmotoren.

1.2. In Scheunen, Ställen und allen anderen Räumen, in denen sich leicht brennbare Stoffe
oder brennbare Flüssigkeiten (z.B. Heu, Stroh, Brenn- und Treibstoffe usw.) befinden,

1.2.1. dürfen Kraftfahrzeuge und Aggregate mit Verbrennungsmotoren weder dauernd noch
vorübergehend eingebracht oder als Antriebsquelle verwendet werden;

1.2.2. darf nicht geraucht werden; diese Räume dürfen auch nicht mit offenem Licht betreten
werden;

1.2.3. sind brandgefährliche Tätigkeiten (früher Feuerarbeiten) aller Art grundsätzlich verboten.

Die zu bearbeitenden Teile sind an eine dafür vorgesehene und speziell eingerichtete
Arbeitstätte zu bringen.

Nur wenn es absolut unvermeidlich ist, dürfen brandgefährliche Tätigkeiten in den
genannten Bereichen an Ort und Stelle durchgeführt werden. Dabei sind umfassende
Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, Wasser und geeignete Löschgeräte bereitzuhalten
sowie die Arbeitsstelle und deren weitere Umgebung nach Abschluß der brandgefährli-
chen Tätigkeiten mehrere Stunden lang wiederholt zu überwachen.

Brandgefährliche Tätigkeiten im Sinn dieser Sicherheitsvorschrift sind z.B. Schweißen
und Schneiden, Schleifen und Trennschleifen (insbesondere mit Flex), Löten, Flämmen,
Auftauen usw.

1.3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die einzulagernden Erntefrüchte, soweit sie
zur Selbstentzündung neigen, insbesondere Heu und ähnliche Futtermittel, ausreichend
zu trocknen und in den für eine wirksame Brandverhütung erforderlichen Zeitabständen
zu beobachten und ihre Temperatur zu messen  oder messen zu lassen; sobald festge-
stellt wird, daß die Temperatur 70 Grad C erreicht oder übersteigt, hat der Versiche-
rungsnehmer unverzüglich die Feuerwehr zu verständigen.

1.4. Leicht brennbare Erntefrüchte dürfen im Freien (z.B. in Tristen) nur unter Einhaltung fol-
gender Sicherheitsabstände gelagert werden:

25 Meter Mindestabstand zu massiv gebauten Gebäuden mit harter Dachung,
öffentlichen Wegen und Interessentenwegen

50 Meter Mindestabstand zu allen anderen Gebäuden, Waldgrundstücken,
Bahngleisen und Hochspannungsleitungen

300 Meter Mindestabstand zu Betrieben und Lagerstätten, in denen explosive
Stoffe oder brennbare Flüssigkeiten hergestellt, verarbeitet oder gela-
gert werden.

Gesetzliche oder behördliche Vorschriften, die größere Mindestabstände vorschreiben,
sind jedenfalls zu beachten.

Artikel 7
Versicherungswert von Viehbeständen und Erntefrüchten

1. Die Viehbestände sind zum Verkehrswert versichert.

2. Für den Versicherungswert von Erntefrüchten sind die mittleren amtlich verlautbarten
Marktpreise zugrunde zu legen.

Weiters ist der Minderwert zu berücksichtigen, der an den Erntefrüchten durch Hagel,
Frost, andauernde Nässe oder Trockenheit, Mehltau, Rost, Insekten oder durch andere
Ursachen herbeigeführt worden ist.

3. Der Preis für Saatgut wird nur für solche Erntefrüchte angewendet, die ausdrücklich als
Saatgut durch die zuständige Stelle anerkannt oder als Handelssaatgut zugelassen
sind.

Artikel 8
Zahlung der Entschädigung

Erhält der Versicherungsnehmer aus Anlaß des Schadenfalls Fremdleistungen, so
erwirbt er den Anspruch auf den übersteigenden Teil der Entschädigung gemäß Artikel
9, Punkt 2. der Allgemeinen Bedingungen für die Feuerversicherung (AFB) nur insoweit,
als die damit gegebene Gesamtsumme aus Entschädigung des Versicherers (der Versi-
cherer) und erhaltenen Fremdleistungen den Wiederherstellungsaufwand nicht über-
steigt.

Als Fremdleistungen gelten Leistungen eines Selbsthilfevereins oder einer ähnlichen
Vereinigung, einer Genossenschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen
Rechts.

Abschnitt C:
Zusatzbedingungen für industrielle, gewerbliche 

und sonstige Betriebe

Artikel 9
Versicherte Sachen

1. Wenn in der Polizze die versicherten Sachen durch Inbegriffe bezeichnet werden, gel-
ten, soweit vertraglich nichts anderes vereinbart ist, die folgenden Zuordnungen:

1.1. Gebäude sind mit allen Baubestandteilen über und unter Erdniveau versichert.

1.1.1. Als Gebäude gelten:

a alle Gebäude im engeren Sinn, das sind alle Bauwerke, die durch räumliche
Umfriedung Menschen und Sachen Schutz gegen äußere Einflüsse gewähren, den 
Eintritt von Menschen gestatten, mit dem Boden fest verbunden und von einiger
Beständigkeit sind;

b ferner Bauwerke, die eines der folgenden Merkmale aufweisen:
Bauwerke, die einen konstruktiven Bestandteil von Gebäuden bilden
Bauwerke, die überwiegend bautechnisch ausgeführt sind
Bauwerke, die im Anlagevermögen den Gebäuden zugeordnet sind.

Das können z.B. sein: Flugdächer, Wohnwagen, Bauhütten, Traglufthallen, Überdachun-
gen, Vordächer, Verbindungsbrücken, Rampen, Aufzugsschächte, Silos, Bunker, Was-
ser- und andere Behälter, Schornsteine, Kanäle und Schächte, Verbindungsgänge, Ein-
friedungen.

1.1.2. Zum Gebäude zählen alle Baubestandteile sowie Zubehör, das im Anlagevermögen
dem Gebäude zugeordnet ist. Das sind z.B.:

- Blitzschutzanlagen

- Sanitäranlagen, das sind Klosetts, Bade- und Wascheinrichtungen

- Heizungs-, Warmwasser-, Beleuchtungs-, Lüftungs-, Klima-, Brandmelde-, Rauch-
melde- und Sprinkleranlagen, sowie Aufzüge, Rolltreppen und dgl. samt den
zugehörigen Installationen und Leitungen

- fest eingebaute Trennungswände, versetzbare Zwischenwände, fest montierte 
Zwischendecken, Deckenverkleidungen, abgehängte Deckenuntersichten, nicht 
jedoch raumteilende Einrichtungen und Einbaumöbel

- fest verlegte Fußboden- und Wandauflagen, Verfliesungen; fest montierte Lam-
perien und sonstige Wandverkleidungen

- mit dem Gebäude fest verbundene Treppen, Leitern und Fahnenstangen, auch 
außen angebrachte

- elektromechanisch betriebene und/oder elektrisch beheizte Tore (in den Einfried-
ungen auch Schranken) samt ihren Betätigungs- und/oder Heizelementen

- Markisen, Jalousien und Rolläden samt Betätigungselementen

- gemauerte Öfen zur Raumheizung

- Geschäftsportale, sofern sie sich im Eigentum des Gebäudeeigentümers befinden, 
oder soweit der Gebäudeeigentümer für die Wiederherstellung aufzukommen hat.

1.1.3. Vorsorgeversicherung für Gebäude

Die Vorsorgeversicherung deckt Wertsteigerungen, Neu-, Zu- und Umbauten, Instand-
setzungen, nicht ausreichende Bewertung und versehentlich zur Versicherung nicht auf-
genommene Gebäude und Gebäudeteile. Sie dient ferner zum Ausgleich einer Unter-
versicherung, wobei sie im Schadenfall auf die Versicherungssummen jener Positionen
aufgeteilt wird, für die sie vereinbart ist und bei denen Unterversicherung vorliegt. Die
Verteilung richtet sich nach der bei den einzelnen Positionen bestehenden Unterversi-
cherung.

1.2. Betriebseinrichtungen

1.2.1. Hiezu gehören alle am Versicherungsort sowohl in Gebäuden als auch im Freien befind-
liche dem Betrieb dienende Einrichtungen, soferne sie nicht den haustechnischen Anla-
gen gemäß Punkt 1.1.2. zugehören.

Dazu gehören insbesondere:
- Maschinen, Einrichtungen, Anlagen und Installationen zur Erzeugung, Umwand-

lung, Fortleitung, Speicherung und Verbrauch von Energie in allen Formen. 
Dazu gehören auch: Trocknungs- und Brennanlagen, technische Öfen zur Erzeug-
ung von Ziegeln, Steingut, Porzellan u. dgl., gemauerte Selchen, Transformator-
häuschen, Klima- und Luftreinhalteanlagen (Geräte)

- Maschinen, Einrichtungen, Anlagen und Installationen zur Erstellung, Verarbeitung, 
Übertragung, Weiterleitung und Speicherung von Daten, Informationen und Nach
richten aller Art (jedoch ohne Datenträger - Punkt (1.4.2.)

- Anlagen, Einrichtungen, Geräte und Installationen zum Messen, Prüfen, Anzeigen, 
Regeln und Steuern von Produkten, Betriebszuständen und Arbeitsvorgängen aller
Art

- Maschinen, Einrichtungen, Anlagen und Installationen zur Beförderung von Perso-
nen, Materialien, Waren und Stoffen aller Art, auch Absauganlagen und Wasserlei-
tungsinstallationen, das sind alle Wasserver- und -entsorgungsanlagen samt dazu-
gehörigen Meßgeräten, Armaturen, Filteranlagen und Zubehör

- Fahrzeuge aller Art, selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Anhänger, nicht jedoch
soweit sie Fahrzeuge mit behördlicher Zulassung sind (Punkt 1.4.1.) Feuerwehrein-
satzfahrzeuge auch mit behördlicher Zulassung

- Einrichtungen, Anlagen, Behältnisse und Gefäße zur Lagerung von Materialien,
Waren und Stoffen aller Art; auch wiederverwendbare Verpackungsmittel, Paletten, 
Container sowie Einrichtungen von Hochregallagern

- Arbeitsmaschinen aller Art samt ihren Antriebselementen und allem Zubehör

- Silos, Bunker, Wasser- und andere Behälter, Schornsteine, Rauchfänge, Kanäle,
Schächte, soweit diese der Produktion dienen und nicht unter Gebäude fallen;
Maschinenfundamente 

- Betriebsmedien in den Produktionsanlagen einschließlich Katalysatoren 

- Handmaschinen und Geräte aller Art

- Werkzeuge und sonstige Erzeugungshilfsmittel aller Art für Hand- und Maschinen-
gebrauch, soweit sie nicht als Reproduktionshilfsmittel anzusehen sind (Punkt
1.4.3.)

- Büroeinrichtungen aller Art, auch Zeitschriften und Bücher
Dienstausrüstungen und Dienstkleidungen aller Art;
Einrichtungen von Gemeinschafts-, Unterkunfts- und Gasträumen, sowie von
Küchen, Kantinen, Büchereien u. dgl.

- Feuerlösch-, Brandschutz-, Betriebsschutz-, Sanitäts- und Sporteinrichtungen

- Firmenschilder und Werbeanlagen, Werbe- und Dekorationsmittel

- außer Betrieb und/oder in Reserve gestellte Betriebseinrichtungen; Ersatzteile und
noch nicht eingebaute, für Neueinrichtungen bestimmte Gegenstände aller vorge-
nannten Arten, auch Ersatzteile für Fahrzeuge.

1.2.2. Vorsorgeversicherung für Betriebseinrichtungen

Die Vorsorgeversicherung deckt Wertsteigerungen, Instandsetzungen, Neuanschaffun-
gen, Auswechslungen, nicht ausreichende Bewertung und versehentlich zur Versiche-
rung nicht aufgenommene Betriebseinrichtungen. Sie dient ferner zum Ausgleich einer
Unterversicherung, wobei sie im Schadenfall auf die Versicherungssummen jener Posi-



tionen aufgeteilt wird, für die sie vereinbart ist und bei denen eine Unterversicherung
vorliegt. Die Verteilung richtet sich nach der bei den einzelnen Positionen bestehenden
Unterversicherung.

1.3. Waren und Vorräte

Hiezu gehören sämtliche am Versicherungsort, sowohl in Gebäuden als auch im
Freien, befindliche Waren und Vorräte an Rohstoffen, in Arbeit befindliche, halbfertigen
und fertigen Erzeugnissen, fertig bezogenen Teilen, Handelswaren aller Art, verwertba-
ren Abfällen, Werbeschriften und Prospekten, Betriebs- und Hilfsstoffen aller Art,
Lösungsmitteln, Schmiermitteln, Heiz- und Brennstoffen, technischen Gasen, Baustof-
fen, Lebens- und Genußmitteln, nicht wiederverwendbaren Verpackungsmitteln aller
Art sowie Edelmetallen und Edelsteinen zu Produktionszwecken.

1.4. Sonstige Sachen

1.4.1. Fahrzeuge

Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeuge mit behördlicher Zulassung (ausgenommen Feu-
erwehreinsatzfahrzeuge - Punkt 1.2.1.);

1.4.2. Datenträger aller Art einschließlich der darauf befindlichen Programme und Daten. Das
sind z.B. Geschäftsbücher, Akten, Pläne, Magnetspeicher, Mikrofilme u. dgl.;

1.4.3. Reproduktionshilfsmittel

Hiezu gehören alle dem Betrieb dienenden Sachen, die der folgenden Definition ent-
sprechen:

a Das Reproduktionshilfsmittel trägt eine Form, ein Muster, ein Design, eine Schrift
oder eine sonstige Information für ein bestimmtes Produkt in sich, und 

b diese Form (Muster, Design, Schrift, sonstige Information) wird auf das Produkt
übertragen, wobei 

c im Falle einer Abänderung oder des Auslaufens des Produktes das Reproduk-
tionshilfsmittel nicht mehr verwendbar ist oder zumindest abgeändert werden muß.

Das sind z.B. Gußmodelle, Web- und Jacquardkarten, Schablonen aller Art, Guß-,
Spritzguß-, Spritz- und Preßformen, Schnitte, Stanzen, Matrizen, Klischees, Druckplat-
ten und -walzen u. dgl.

1.4.4. Geld und Geldeswerte

Hiezu gehören: Geld und Geldeswerte aller Art, Sparbücher mit / ohne Klausel, Wert-
papiere mit amtlichem Kurs und sonstige Wertpapiere.

1.4.5. Gebrauchsgegenstände der im Betrieb Beschäftigten

Darunter fallen nicht Geld und Geldeswerte, Schmuck, Kraftfahrzeuge und der in Woh-
nungen befindliche Hausrat.

Artikel 10
Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden

1. Schäden durch Sprengstoffexplosion

Abweichend von Artikel 1, Punkt 1.3. der Allgemeinen Bedingungen für die Feuerversi-
cherung (AFB) sind Schäden durch Sprengstoffexplosionen dann nicht versichert,
wenn

a die Sprengstoffe auf erlaubte oder kontrollierbare Weise an den Versicherungsort
gelangt sind, oder 

b der Versicherungsnehmer wußte oder wissen mußte, daß auf einem benachbarten
Grundstück, das nicht seiner Verfügung unterliegt, Sprengstoffe vorhanden sind.

Als Sprengstoffe gelten, gleichgültig ob sie tatsächlich zu Schieß- oder Spreng-
zwecken verwendet werden oder nicht, alle explosiblen festen oder flüssigen Stoffe
oder Gemische von solchen und Zündmittel, wenn die Explosion nach Hergang und
verhältnismäßiger Wirkung der Explosion den in der Spreng- und Schießtechnik ange-
wandten Explosivstoffen entspricht.

2. Maschinenfundamente

Sofern die Maschinenfundamente von der Versicherung nicht ausgeschlossen sind, ist
das zu einer von einem Schadenereignis betroffenen Maschine gehörige Fundament
gegen den Schaden versichert, der dadurch entsteht, daß das Fundament - gleichgül-
tig, ob es beschädigt oder zerstört ist oder nicht - sich aus technischen Gründen ganz
oder teilweise unverwendbar für die Wiederherstellung oder Erneuerung der Maschine
erweist.

Artikel 11
Sonstige Bestimmungen

1. Verzicht auf Ersatzansprüche gegenüber einer Eisenbahn- oder Hafenbetriebsge-
sellschaft

Abweichend von § 67 (1) Satz 3 VersVG bleibt im Schadenfall der Versicherungsschutz
insoweit unberührt, als der Versicherungsnehmer etwa gegenüber den Österreichi-
schen Bundesbahnen oder einer anderen Eisenbahn- oder Hafenbetriebsgesellschaft
auf Ersatzansprüche für Brand- und Explosionsschäden verzichtet hat.

2. Führung

Der führende Versicherer oder seine in der Polizze genannte Geschäftsstelle ist bevoll-
mächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für alle betei-
ligten Versicherer in Empfang zu nehmen.

3. Prozeßführung

Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die gleichen sind,
wird folgendes vereinbart:

3.1. Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine Ansprüche nur
gegen den führenden Versicherer und wegen dessen Anteils gerichtlich geltend
machen.

3.2. Die an der Versicherung beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden
Versicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung gegenüber dem Versicherungsneh-
mer sowie die vom führenden Versicherer mit dem Versicherungsnehmer nach Streitan-
hängigkeit geschlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich an. Andererseits
erkennt der Versicherungsnehmer den Ausgang eines Rechtsstreites mit dem führen-
den Versicherer auch gegenüber den beteiligten Versicherern als für ihn verbindlich
an.

3.3. Falls der Anteil des führenden Versicherers die Revisionssumme nicht erreicht, ist der
Versicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen des führenden oder eines beteilig -
ten Versicherers verpflichtet, die Klage auf diesen zweiten, erforderlichenfalls auch auf
weitere beteiligte Versicherer auszudehnen, bis diese Summe überschritten ist. Wird
diesem Verlangen nicht entsprochen, so findet die Bestimmung des Punktes 3.3.2.
keine Anwendung.

4. Schadenregelung bei Zusammentreffen von Feuer- und Maschinenbruchversiche-
rung

Wenn gleichzeitig eine Feuer- und eine Maschinenbruchversicherung bestehen und
strittig ist, ob oder in welchem Umfange ein Schaden als Feuerschaden oder als
Maschinenbruchschaden anzusehen ist, kann der Feuerversicherer oder der Maschi-
nenbruchversicherer verlangen, daß die Höhe des Feuerschadens und des Maschi-
nenbruchschadens in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. Die Feststel-
lung ist verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, daß sie offenbar von der wirklichen
Sachlage erheblich abweicht. Die Kosten des Sachverständigenverfahrens werden im
Verhältnis der zu leistenden Entschädigung von den Versicherern getragen.

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Anzeige des Schadens als Teilzah-
lung den Betrag verlangen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. Steht
zu diesem Zeitpunkt noch nicht fest, inwieweit der Schaden als Feuerschaden oder als
Maschinenbruchschaden anzusehen ist, dann beteiligt sich jeder Versicherer an der
Teilzahlung vorläufig mit der Hälfte.

Artikel 12
Allgemeine Sicherheitsvorschriften

1. Es sind die gesetzlichen, behördlichen und die folgenden vertraglichen Sicherheitsvor -
schriften einzuhalten.

Die folgenden Obliegenheiten gelten als vereinbarte Sicherheitsvorschriften gemäß
Artikel 3 der Allgemeinen Bedingungen für die Sachversicherung (ABS). Ihre Verlet-
zung führt nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zur Leistungsfreiheit des
Versicherers.

1.1. Durchführung von brandgefährlichen Tätigkeiten jeder Art

Brandgefährliche Tätigkeiten (früher Feuerarbeiten) im Sinne dieser Sicherheitsvor-
schriften sind unter anderem:

- Schweißen und Schneiden (autogen, elektrisch, Thermit-)

- Schleifen und Trennschleifen (insbesondere mit Handschleifmaschinen-Flex)

- Löten

- Flämmen (Auftauen, Abbrennen, Folienschrumpfen, Bitumen, usw.).

Brandgefährlich sind Tätigkeiten insbesondere wegen

- der verwendeten offenen Flammen

- der angewendeten oder entstehenden hohen Temperaturen

- der Bildung und Ausbreitung von zündfähigen Funken

- des abtropfenden flüssigen oder glühendflüssigen Metalles

- der stark erhitzten Werkstücke, oft glühenden Metallteile.

Besondere Gefahren:

- Durch Funkenflug ist die Umgebung im Umkreis von mindestens 10 Metern 
brandgefährdet!

- Besondere Brandgefahr besteht bei Feuerarbeiten auf Baustellen und 
Montageplätzen!

- Bei Feuerarbeiten an Behältern und Rohrleitungen für brennbare Flüssigkeiten 
besteht Explosionsgefahr auch und insbesondere dann, wenn sie entleert 
sind, sich in ihnen aber noch Dämpfe von brennbaren Flüssigkeiten befinden!

- Ebenfalls Explosionsgefahr besteht bei Feuerarbeiten in der Nähe von 
Stäuben oder Pulvern von brennbaren festen Stoffen, auch von Metallen!

Daher sind bei Durchführung von brandgefährlichen Tätigkeiten, die außerhalb der
sonst dafür speziell vorgesehenen und eingerichteten Arbeitsstätten vorgenommen
werden, die folgenden Sicherheitsvorschriften unbedingt einzuhalten:

1.1.1. Brandgefährliche Tätigkeiten jeder Art dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung der
Betriebsleitung durchgeführt werden. Diese hat, unabhängig davon, ob die Arbeiten
von eigenem oder fremdem Personal durchgeführt werden, dafür zu sorgen, daß ein
zuverlässiger und hiefür geeigneter Betriebsangehöriger die Arbeiten überwacht, und
daß die gesetzlichen und behördlichen Sicherheitsvorschriften sowie die nachstehen-
den Bestimmungen ausnahmslos eingehalten werden.

1.1.2. Brandgefährliche Tätigkeiten jeder Art sind in der Nähe leicht brennbarer fester Stoffe
und brennbarer Flüssigkeiten grundsätzlich zu vermeiden. Die zu bearbeitenden Teile
sind an eine dafür vorgesehene und speziell eingerichtete Arbeitsstätte zu bringen.

1.1.3. Vor der Durchführung von brandgefährlichen Tätigkeiten jeder Art ist die vollständige
Ausfertigung des hiefür vorgesehenen Freigabescheines (Muster im Anhang) und des-
sen Unterfertigung durch die Betriebsleitung oder den Brandschutzbeauftragten und
den die Feuerarbeiten Ausführenden vorgeschrieben.

1.1.4. Brandgefährliche Tätigkeiten dürfen nur von zuverlässigen und für diese Arbeiten
befähigten Kräften ausgeführt werden, die sich der damit verbundenen Gefahren voll
bewußt sind. Zur Befähigung z.B. von schweißtechnischem Personal siehe die ÖNOR-
MEN EN 287 Teil 1 und Teil 2, EN 719, M 7805, M 7807, M 7813.

1.1.5. Das Aufsichtsorgan hat die Arbeitskräfte über die Bauart des Objektes und über die in
benachbarten Räumen oder Bereichen befindlichen brennbaren Stoffe zu informieren
und für geeignete und ausreichende Löschvorkehrungen zu sorgen.

1.1.6. Bewegliche brennbare Sachen und lagernde brennbare feste Stoffe und Flüssigkeiten
sowie Staub und Abfälle sind vor Beginn der Arbeiten aus der Umgebung der Arbeits-
stelle und gefährdeten angrenzenden Bereichen zu entfernen.

1.1.7. Ortsfeste brennbare Bauteile sind vor Beginn der Arbeiten durch nicht brennbare
Schutzbeläge, Wasser, feuchte Tücher oder Sand zuverlässig gegen Flammen, Funken
und heiße oder glühende Teilchen zu schützen.

1.1.8. Decken- und Mauerdurchbrüche, Schächte, Durchlässe für Rohrleitungen und Kabel,
Fugen und Ritzen sind vor Beginn der Arbeiten gegen die Nachbarräume feuersicher
abzudichten. Die angrenzenden gefährdeten Bereiche sind während der Arbeiten lau-
fend auf etwa auftretendes Feuer oder Glimmstellen (z.B. durch Wärmeleitung, Fun-
kenflug u.dgl.) zu untersuchen.

1.1.9. Brennbare Verkleidungen, Verschalungen, Isolierungen u.dgl. sind vor Beginn der
Arbeiten aus der Gefahrenzone zu entfernen.

1.1.10. Behälter, Rohrleitungen und Kanäle für brennbare feste Stoffe, Flüssigkeiten oder Gase
sind vor Arbeitsbeginn zu entleeren, gründlich zu reinigen und

- soweit möglich - mit Wasser zu füllen.

1.1.11. Löschwasser und andere geeignete Löschgeräte sind an der Arbeitsstelle und im wei-
teren gefährdeten Bereich in ausreichender Menge bereitzuhalten.

1.1.12. Vor Arbeitsbeginn sind die in Verwendung kommenden Arbeitsgeräte auf einwandfreie
Funktion zu kontrollieren. Beim zeitweiligen Ablegen von brennenden Schweiß-,
Schneid-, Löt- und Flämmbrennern ist die offene Flamme besonders zu hüten und dau-
ernd zu beobachten.

1.1.13. Nach Abschluß der brandgefährlichen Tätigkeiten sind die Arbeitsstelle und die
angrenzenden gefährdeten Bereiche zu überwachen und auf Brand, Rauch oder
Brandgeruch gründlich und wiederholt - auch noch mehrere Stunden nach Abschluß
der Arbeiten - zu überprüfen. Dabei ist besonders auf schwer zugängliche oder
schwer einsehbare Stellen zu achten. Beim Löschen auch kleinster Brand- oder
Glimmstellen ist besondere Sorgfalt anzuwenden. Schon bei geringfügigen Wahrneh-
mungen von Brand, Rauch oder Brandgeruch ist vorsorglich die nächstgelegene Feu-
erwehr zu verständigen.

1.1.14. Wenn kein ausreichender Brandschutz sichergestellt ist, müssen brandgefährliche
Tätigkeiten jeder Art unterbleiben.

1.2. Baulicher Brandschutz, Brandschutzeinrichtungen

Bauliche Maßnahmen zur Brandabschnittsbildung, wie brandbeständige Bauteile,
Brandschutzabschlüsse u.dgl. dürfen weder beseitigt noch in ihrer Wirksamkeit beein-
trächtigt werden. Die Funktionstüchtigkeit der baulichen Maßnahmen zur Brandab-
schnittsbildung sowie der sonstigen Brandschutzeinrichtungen ist in angemessenen
Zeitabständen zu überprüfen.

1.3. Elektrostatische Aufladung

Für Maschinen und Einrichtungen, bei deren Betrieb statische Elektrizität entstehen
kann, sind entsprechende Erdungen oder andere wirksame Maßnahmen zur Ableitung
der elektrostatischen Ladungen vorzusehen.

1.4. Feuerungs- und Heizungsanlagen

1.4.1. Die Bedienung dieser Anlagen darf nur bestimmten, zuverlässigen, mit den Anlagen
sowie mit den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und behördlichen Vorschrif-
ten vertrauten Personen übertragen werden.

1.4.2. Brennbare Gegenstände, brennbare feste Stoffe und brennbare Flüssigkeiten dürfen
nicht in der Nähe von Feuerungsstätten, Rauchrohren, Verbindungsstücken und
Rauchfang-Reinigungsöffnungen gelagert werden.



§ 6 (1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Obliegenheit die vor dem Eintritt des Ver-
sicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als
eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates,
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kün-
digen, es sei denn, daß die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versi-
cherer innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht
berufen.

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegende
Äquivalenz zwischen Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit
außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarif-
mäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen
bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluß auf die Beurteilung des Risikos durch den
Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden
ist.

(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminderung
der Gefahr oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber – unab-
hängig von der Anwendbarkeit des Absatz 1a – zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf
die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt
des Versicherungsfalles oder soweit sie keinen Einfluß auf den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung gehabt hat.

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine Obliegenheit verletzt wird, die nach
dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die verein-
barte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit
beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers
zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die
Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluß gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rück-
tritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.

(5) Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit
Rechte nur ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen aus-
gefolgt worden sind, oder ihm eine andere Urkunde ausgefolgt worden ist, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird.

§ 23 (1) Nach Abschluß des Vertrages darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Ver-
sicherers weder eine Erhöhung der Gefahr vornehmen, noch ihre Vornahme durch einen Dritten
gestatten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, daß durch eine von ihm ohne Einwilligung
des Versicherers vorgenommene oder gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist, so hat er dem
Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen.

§25 (1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift des § 23 Abs. 1 von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gefahr eintritt.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die Verletzung nicht auf einem Ver-
schulden des Versicherungsnehmers beruht. Der Versicherer ist jedoch auch in diesem Fall von
der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Abs. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüg-
lich gemacht wird und der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in

welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, es sei denn, daß ihm in diesem
Zeitpunkt die Erhöhung der Gefahr bekannt war.

(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch dann bestehen, wenn zur Zeit des
Eintritts des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine
Kündigung nicht erfolgt ist, oder, wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf den Eintritt des
Versicherungsfalles oder soweit sie keinen Einfluß auf den Umfang der Leistung des Versicherers
gehabt hat.

§ 38 (1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluß des Ver-
sicherungsvertrages und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Ver-
sicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als
Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an
gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles und nach
Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie
ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur,
wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 (1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen be-
stimmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei
sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden
sind. Eine Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist der Versicherungsnehmer zur
Zeit des Eintrittes mit der Zahlung der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zah-
lung ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist.
Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, daß sie
mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung
im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam
zu machen. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb
eines Monates nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden
worden ist, innerhalb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, so-
fern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der Jahresprämie, höchstens
aber mit € 58,14 im Verzug, so tritt eine im §§ 38 oder 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers nicht ein.

§ 61 Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsnehmer
den Versicherungsfall vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeiführt.

1.5. Erste und erweitere Löschhilfe

Die Bestimmungen der TRVB F 124/97 (Technische Richtlinie Vorbeugender Brand-
schutz) sind einzuhalten.

1.6. Arbeiten durch Betriebsfremde

Auch bei der Durchführung von Arbeiten durch Betriebsfremde ist sicherzustellen, daß
diese die Sicherheitsvorschriften beachten. Die notwendige Kontrolle ist von hiefür
geeigneten und zuverlässigen Betriebsangehörigen durchzuführen.

1.7. Ordnung und Sauberkeit, Kontrollgang

Durch Einhalten von Ordnung und Sauberkeit in der gesamten Betriebsanlage ist die
Wahrscheinlichkeit von Eintritt und Ausbreitung eines Schadens weitestgehend zu ver-
mindern.

Nach Betriebsschluß ist durch eine geeignete und zuverlässige Person ein Kontrollgang
durch die gesamte Betriebsanlage zu machen. Diese Person hat auf die Einhaltung
nicht nur von Ordnung und Sauberkeit, sondern auch der sonstigen Sicherheitsvorschrif-
ten zu achten.

1.8. Lagerungen

1.8.1. Soweit in vereinbarten Besonderen Bedingungen nicht strengere Sicherheitsvorschriften
festgelegt sind, gelten die nachstehenden Bestimmungen für Lagerungen aller Art.

1.8.2. Wenn nicht strengere Bestimmungen gelten (z.B. Sprinklervorschriften), darf bei Blockla-
gerung die von einer geschlossenen Lagerung eingenommene Grundfläche höchstens
200 m2 betragen. Zwischen den so gebildeten einzelnen Lagerblöcken müssen
Abstände eingehalten werden, die gewährleisten, daß jeder Lagerblock im Brandfalle für
die Löschkräfte von allen Seiten zugänglich ist. Die Bereiche zwischen den Lager-
blöcken müssen ständig freigehalten werden.

1.8.3. Stoffe der Gefahrenklassen 1, 2 und 3 müssen in Lagerräumen gelagert werden, die
einen eigenen Brandabschnitt bilden.

1.8.4. In Lagerräumen und Lagerbereichen ist Einzelofenheizung unzulässig.

1.8.5. Technische Einrichtungen in Lagern, wie z.B. Ladestationen für Hubstapler, Anlagen für
die Schrumpffolien-Verpackung usw., sind so anzuordnen, daß bei Fehlfunktion oder
Fehlbedienung dieser Einrichtungen die Ausweitung eines Schadens (Brand, Explosion)
auf angrenzende Sachen verhindert wird (Freihalten von Schutzabständen, Anbringen
von Brandschutzplatten usw.).

1.9. Technische Richtlinien Vorbeugender Brandschutz

Auf die folgenden Technischen Richtlinien Vorbeugender Brandschutz (TRVB), welche
gemeinsam von den Österreichischen Brandverhütungsstellen und vom Österreichi-
schen Bundes-Feuerwehrverband ausgearbeitet worden sind, wird ausdrücklich verwie-
sen:
101/67 Grundlagen für die Beurteilung der Brand- und 

Explosionsgefährlichkeit
104/64 Brandgefahren beim Schweißen, Schneiden, Löten und anderen  

Feuerarbeiten
B 108/91 Baulicher Brandschutz - Brandabschnittsbildungen
F 124/97 Erste und Erweitere Löschhilfe
F 128/90 Steigleitungen und Wandhydranten
F 134/87 Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken
O 119/88 Betriebsbrandschutz - Organisation
O 120/88 Betriebsbrandschutz - Eigenkontrolle
O 121/96 Brandschutzpläne

ANHANG
Auszüge aus dem Versicherungsvertragsgesetz


